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RubrikBezug zur HWRM-RL

− Aufstellung der Hochwasserrisikomanagementpläne bis zum 
22.12.2015

− Maßnahmenmeldung ab Mitte 2013 durch Städte, Gemeinden, 
Landkreise, Landesbehörden

− Handlungsbereich: Flächenvorsorge

− Maßnahmenbezeichnung:

Festsetzung von Überschwemmungsgebieten

− gemeldete Maßnahmen Stand: Juli 2013:

− 67 * Festsetzung von Überschwemmungsgebieten

− 42 * Überprüfung von Überschwemmungsgebieten
aktuelle Zahlen: 63 * Festsetzung, 44 * Überprüfung (Stand: November 2014)

RubrikStand der Überschwemmungs-
gebietsausweisung

78 Risikogebiete mit einer Länge von 1.867,04 km

davon

- durch Rechtsverordnung ausgewiesen: 981,20 km (52,55 %, 44 RVO)

- vorläufig gesichert: 830,62 km (44,49 %)

- kein ÜSG: 2,36 km (0,13 %)

Rohne, Schnauder (Lucka)

Stand: 03.12.2014

Ausweisung von Überschwemmungsgebieten (§ 76 Abs. 2 WHG)

- für alle Risikogebiete (veröffentlicht im StAnz 51/2011)

- mindestens HQ100
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RubrikBeteiligungsmöglichkeiten
vorläufige Sicherung

§ 76 Abs. 3 WHG

Noch nicht durch Rechtsverordnung festgesetzte Überschwemmungsgebiete sind zu 

ermitteln, in Kartenform darzustellen und vorläufig zu sichern.

§ 76 Abs. 4 WHG

Die Öffentlichkeit ist über die vorläufig gesicherten Gebiete einschließlich der in ihnen 

geltenden Schutzbestimmungen zu informieren.

gesetzliche Grundlage

RubrikBeteiligungsmöglichkeiten
vorläufige Sicherung

Information 
über das 
vorl. 
gesicherte 
Gebiet

Information über die 
geltenden 
Schutzbestimmungen

Information 
über die 
Karten

Rechtsbe-
helfsbe-
lehrung
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RubrikBeteiligungsmöglichkeiten
vorläufige Sicherung

RubrikBeteiligungsmöglichkeiten
vorläufige Sicherung

Vorgehensweise

TLUG:

• Ermittlung der Ausdehnung des ÜSG durch Ingenieurbüros

• Prüfung auf Plausibilität

TLVwA:

• Erstellung der Karten (1 : 10 000)

• Übergabe der Karten an UWB und Gemeinden

• Information der Öffentlichkeit im Staatsanzeiger und auf der Internetseite des TLVwA

Der Gesetzgeber hat keine Beteiligung vorgesehen.
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RubrikBeteiligungsmöglichkeiten
Rechtsverordnung

gesetzliche Grundlage (1)

§ 76 Abs. 2 WHG

Überschwemmungsgebiete sind durch Rechtsverordnung festzusetzen.

§ 117 Abs. 1 ThürWG

• Die betroffenen Körperschaften des öffentlichen Rechtes sowie die Träger 

öffentlicher Belange sind zu hören.

ALF, LRA, Landwirtschaftsamt, Straßenbauverwaltung, Forst, Zweckverbände 

(Wasser, Abwasser, Gewässerunterhaltung)

Text-Entwurf + Übersichtskarten (1 : 10 000)

Frist zur Stellungnahme: 1 Monat

RubrikBeteiligungsmöglichkeiten
Rechtsverordnung

gesetzliche Grundlage (2)

§ 117 Abs. 1 ThürWG

• Der Entwurf der Rechtsverordnung werden für die Dauer eines Monates in den 

betroffenen Gemeinden ausgelegt.

Text und Karten (Übersichtskarten 1 : 10 000 und Liegenschaftskarten 1 : 2 000) 

Frist für Einwendung: Auslegungszeitraum + zwei Wochen

• Auslegung wird ortsüblich in den Gemeinden bekanntgegeben (Amtsblatt, 

Tagespresse, Aushang).

TöB und Öffentlichkeit sind zu beteiligen.
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RubrikBeteiligungsmöglichkeiten
Rechtsverordnung

- Überprüfung eingehender Stellungnahmen / Einwendungen

- ggf. Überarbeitung der Rechtsverordnung (Text / Karten)

- Niederlegung der Karten bei den örtlich zuständigen UWB

- Veröffentlichung des Textes im Staatsanzeiger

- Information der Öffentlichkeit auf der Internetseite des TLVwA

- Information der Gemeinden

- ggf. Unterrichtung der Einwender

weitere Verfahrensschritte

Rubrik

weiteres Vorgehen / Zeitschiene

Ausweisung der Überschwemmungsgebiete durch Rechtsverordnung

• erstmalige Ausweisung durch Rechtsverordnung (vorläufig gesicherte Gebiete)

• Überarbeitung der bestehenden Rechtsverordnungen

- Anpassung an Veränderungen (Gewässerausbau etc.)

- Anpassung an aktuelle Abflusswerte

- Anpassung an neuere Berechnungsmethoden

(gesetzliche Verpflichtung nach § 76 Abs. 2 Satz 3 WHG)

63 erstmalige Ausweisungen
+ ca. 17 Überarbeitungen

ca. 80 Rechtsverordnungen


